
 
 

  
 

 
 

 

  
  

 
   

 
   

 

Entstehung der Europäischen Union

19601950 1970 1980 1990

5. Mai 1955
Der Vertrag über die 
Westeuropäische Union, 
ein kollektiver Beistands-
pakt, tritt in Kraft.

18. April 1951
Frankreich, die Bundesrepublik Deutschland, Italien 
und die Benelux-Staaten unterzeichnen in Paris 
den Vertrag über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (Montanunion).

1. Januar 1958
Die Römischen Verträge über die Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atom-
gemeinschaft (Euratom) werden wirksam. Gründungsmitglieder 
sind die sechs Staaten der Montanunion.

19. bis 21. März 1958
Konstituierende 
Sitzung des Euro-
päischen Parlaments 
in Straßburg

1. Juli 1968
Verwirklichung der Zollunion: Wegfall 
der Binnenzölle für industrielle und gewerb-
liche Güter, Einführung eines gemeinsamen 
Außenzolls gegenüber Drittstaaten

1. Januar 1973
Beitritt Groß-
britanniens,
Dänemarks
und Irlands

  
 

  
  

 

  

 
 

   
 

 

  
   
    
     

    
   

 

  

 
 

  

  
   

  
   

  

  
 

 
  

  
   

  
   
     

    
   

  
     

     
     

    

Bundeskanzler
Adenauer bei 
der Unterzeichnung 
der Römischen 
Verträge 1957
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Loth, 65, ist der führende deutsche His-
toriker zur Geschichte der europäischen
Integration und Professor an der Univer-
sität Duisburg-Essen. Jetzt erscheint sein
neues Werk „Europas Einigung. Eine
 unvollendete Geschichte“ (Campus Ver-
lag, Frankfurt/New York; 512 Seiten;
39,90 Euro). Loth argumentiert darin,
dass der „technokratische Weg“ der EU
ohne Bürgerbeteiligung „an sein Ende“
gelangt sei.

SPIEGEL: Herr Professor, die euro päischen
Eliten kritisieren das Schweizer Referen-
dum, viele EU-Bürger teilen hingegen die
Angst der Schweizer vor Zuwanderern.
Überrascht Sie das Ausmaß der Entfrem-
dung?
Loth: Nein, die europäische Einigung war
immer ein Elitenprojekt, und von Beginn
an wollten sich die führenden Staatsmän-
ner durch die Mitwirkung der Bürger und
der Interessenverbände nicht allzu sehr
stören lassen. So eine Politik führt natür-
lich zu einer Diskrepanz zwischen Elite
und Bevölkerung.
SPIEGEL: War die Angst vor zu großer Bür-
gerbeteiligung berechtigt?
Loth: Eindeutig ja. Aber anders hätte 
es wohl nicht funktioniert. Nehmen Sie
die Römischen Verträge, mit denen 1957
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
(EWG) gegründet wurde, die wohl wich-
tigste Vorläuferorganisation der EU. Die
Verträge sind bewusst an den Öffentlich-
keiten in der Bundesrepublik, in Frank-
reich und anderswo vorbei in Kraft ge-
setzt worden.

SPIEGEL: Heute werden die Römischen Ver-
träge als Markstein gefeiert.
Loth: Damals waren sie für die Bundes -
republik Deutschland vollkommen un -
interessant. Die westdeutschen Exporte
gingen nur zu 25 Prozent in die fünf Mit-
gründerstaaten der EWG. Wirtschafts -
minister Ludwig Erhard bezeichnete die
Idee einer Wirtschaftsunion als „volkswirt-
schaftlichen Unsinn“. Auch für Frankreich
war sie ökonomisch höchst problematisch.
SPIEGEL: Warum hat man es trotzdem ge-
macht?
Loth: Politische Motive. Frankreich wollte
die Bundesrepublik aus Sicherheitsgrün-
den in die westliche Gemeinschaft ein-
binden. Dieses Ziel verfolgte auch Kanz-
ler Konrad Adenauer, weil er den Deut-
schen nach dem Grauen der Nazi-Zeit
nicht traute. Die Einhegung der Deut-
schen war immer eine der Hauptantriebs-
kräfte der Integration. Und dann gab es
den Wunsch, sich gegenüber der ameri-
kanischen Vormacht zu behaupten, und
das ging nur gemeinsam.
SPIEGEL: Das Zusammenrücken zumindest
der Kontinentaleuropäer erleben wir
nach dem NSA-Skandal auch wieder.
Loth: Ja, der Druck von außen ist eine
Grundkonstante, die viele Integrations-
schübe erklärt. Etwa das Streben nach ei-
ner europäischen Atommacht in den fünf-
ziger Jahren oder später der Wunsch nach
einer europäischen Währung, die weniger
krisenanfällig sein sollte als der Dollar.
SPIEGEL: Wäre es nicht klüger gewesen, die
europäische Integration zusammen mit
den Bürgern auf den Weg zu bringen?

Loth: Aus historischer Perspektive ist das
Ganze nicht so dramatisch. Nehmen Sie
die Nationalstaaten im 19. Jahrhundert.
Die Idee, dass etwa alle Deutschen in ei-
nem Staat leben sollten, fand auch lange
Zeit nur bei den Eliten Anklang. Die Mas-
se der Bevölkerung war nicht involviert
und hat mit großer Skepsis auf das ge-
schaut, was das aufkommende Bürger-
tum da in Szene setzte. Am Ende wurde
trotzdem 1871 das Deutsche Reich ge-
gründet.
SPIEGEL: Hat es denn nie eine breite Europa -
begeisterung gegeben?
Loth: Nicht in dem Sinne, wie es die Meis-
ter-Erzählung der EU heute suggeriert.
Brüssel will uns weismachen, dass sich
nach dem Zweiten Weltkrieg viele Fran-
zosen, Deutsche, Italiener und andere aus
der Erfahrung des Krieges heraus und mit
dem Ziel der Friedenssicherung für die
Idee der europäischen Integration begeis-
terten. Dieser Enthusiasmus, so geht die
Version weiter, sei mit Ableben der
Kriegsgeneration verlorengegangen.
SPIEGEL: Was stimmt daran nicht?
Loth: Es gab nach dem Zweiten Weltkrieg
zwar in den meisten Ländern des Konti-
nents Mehrheiten für einen wie auch im-
mer gearteten europäischen Bund. Wie
dieser aussehen sollte – sozialistisch oder
liberal, Wirtschaftsverbund oder Sicher-
heitsallianz, mit Großbritannien oder
ohne –, darüber gingen die Meinungen al -
lerdings weit auseinander. Wir haben bis
heute eine Diskrepanz zwischen dem ge-
wünschten Europa und dem machbaren
Europa. Das erklärt übrigens, warum die
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„Früher nannte man es Staatskunst“
Der Geschichtswissenschaftler Wilfried Loth über Merkels Europapolitik, die Angst 

der euro päischen Staatsmänner vor ihren Völkern und die Selbstgerechtigkeit der Deutschen



Juni 1979
Erste direkte

Wahl zum Euro-
päischen Parla-
ment. Stärkste
Fraktion stellen
die Sozialisten.

1. Januar 1979
Inkrafttreten des Euro-

päischen Währungs-
systems EWS. Die neue

Währungseinheit Ecu
soll zur Stabilität der

Wechselkurse beitragen.
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1. Januar 1981
Beitritt Griechenlands
1. Januar 1986
Beitritt Spaniens 
und Portugals

3. Oktober 1990
Wiedervereinigung
Deutschlands: Die

neuen Bundesländer
werden in die Euro-

päische Gemein-
schaft integriert.

7. Februar 1992
Die Außen- und Finanzminister
der EG unterzeichnen in Maas-

tricht den Vertrag über die Euro-
päische Union – Grundlage für

die Vollendung der Wirtschafts-
und Währungsunion.

1. Januar 1995
Finnland,

Österreich und
Schweden treten

der EU bei.

13./14. Dezember 1996
Der Europäische Rat ver-

abschiedet den Stabilitäts-
pakt. Er sieht Sanktionen
für Haushaltssünder vor.

26. März 1995
Das Schengener
Übereinkommen

zum schrittweisen
Abbau der Kontrollen

an den Binnen-
grenzen tritt in Kraft.

16./17. Juni 1997
Die EU-Staats- und -Regierungschefs

einigen sich im Vertrag von Amsterdam
auf Reformen. Die erwartete Straffung

der Institutionen bleibt aus.

9./10. Dezember 1974
Die Staats- und Regierungschefs der Euro-
päischen Gemeinschaft (EG) beschließen die 
Einrichtung des Europäischen Rats mit regel-
mäßigen Treffen auf höchster Regierungsebene.
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europäische Integration sich nahezu stän-
dig in der Krise befindet. 
SPIEGEL: Auch Helmut Kohl erzählt gern,
Europa sei von Beginn an ein Friedens-
projekt gewesen. 
Loth: Auf der Ebene der hohen Politik ist
das eine Legende. Da führt die Erzählung
von Kohl in die Irre. Allerdings fand eine
Annäherung zwischen den Völkern statt,
und dabei spielte dieses emotionale Ele-
ment durchaus eine Rolle. 
SPIEGEL: Offenbar eine so schwache, dass
man sich über Jahrzehnte nicht traute,
die Bevölkerung einzubeziehen. 
Loth: Na ja, es stand ja nie die deutsch-
französische Aussöhnung zur Abstim-
mung. Die wäre, denke ich, populär ge-
wesen. Sondern es ging um technokrati-
sche Projekte. Den Friedensnobelpreis
hat die EU bezeichnenderweise nicht für
ihre Gründerzeit erhalten, sondern vor 

* Mit den Redakteuren Klaus Wiegrefe und Christoph
Schult in Loths Büro in Essen.

allem für die friedliche Einbindung der
osteuropäischen Staaten nach dem Fall
der Mauer. 
SPIEGEL: Halten Sie die bisherigen Errun-
genschaften der EU für wetterfest?
Loth: Grundsätzlich ja, aber Rückschritte
sind nicht ausgeschlossen. Die Spannung
zwischen Einsichten und Kenntnissen der
Eliten und den Emotionen der Menschen
kann eskalieren – mit höchst problemati-
schen Folgen. Das Schweizer Referendum
ist das beste Beispiel. Da ist ein hohes
Maß an politischer Führung notwendig,
früher nannte man das Staatskunst.
SPIEGEL: Was verstehen Sie darunter?
Loth: Erstens muss man ein Ziel vor Au-
gen haben, von dem man überzeugt ist,
dass es das richtige ist für diejenigen, für
die man Verantwortung trägt. Man muss,
zweitens, ein Vertrauensverhältnis zu Ver-
handlungspartnern entwickeln. Und drit-
tens muss man den Bürgern das Gefühl
vermitteln, dass der eingeschlagene Weg
der richtige ist.

SPIEGEL: Welcher Kanzler schneidet nach
diesen Kriterien am besten ab?
Loth: Adenauer steht ganz eindeutig auf
Platz eins, dicht gefolgt vom späten Kohl,
dann kommen Helmut Schmidt und Ger-
hard Schröder und zum Schluss, mit wei-
tem Abstand, Angela Merkel.
SPIEGEL: Warum schneidet die Kanzlerin
so schlecht ab?
Loth: Bei Merkel ist das konzeptionelle
und strategische Element deutlich gerin-
ger ausgeprägt als etwa bei Kohl oder
Adenauer. Ich sage nicht, dass ihr nicht
ein vages europäisches Zielbild vorschwebt,
aber ihr Politikverständnis ist extrem
pragmatisch. Das konnte man während
der Euro-Krise gut beobachten. Da hat
sie im Nebel gestochert und ist auf Sicht
gefahren.
SPIEGEL: Helmut Schmidt war als Kanzler
auch pragmatisch. 
Loth: Schmidt hat eine interessante Wand-
lung durchgemacht. 1957 gehörte er zu den
wenigen Abgeordneten, die im Bundes-
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Loth beim SPIEGEL-Gespräch*: „Die europäische Einigung war immer ein Elitenprojekt“ 



2000 2010

26. Februar 2001
Mit der Unterzeich-
nung des Vertrags 
von Nizza wird 
die vierte große 
Vertragsrevision 
beschlossen.

1. Januar 2002
Der Euro löst als Bar-
geld in zwölf Staaten 
die nationalen
Währungen ab.

29. Oktober 2004 
Die Staats- und Regierungs-

chefs der EU sowie der 
drei Kandidatenländer 
unterzeichnen in Rom 
den Vertrag über eine 

europäische Verfassung.

1. Mai 2004
Osterweiterung der
Union um Estland, 
Lettland, Litauen, Polen,
Tschechien, die Slowakei,
Slowenien, Ungarn,
Malta und Zypern

29. Mai/1. Juni 2005
In Frankreich und den Niederlanden

lehnt die Bevölkerung in Referenden den
Verfassungsentwurf ab. Damit erlangt

der Verfassungsvertrag keine Rechtskraft.

13. Dezember 2007
Der Vertrag von Lissabon wird

unterzeichnet. Wichtige Neuerungen:
Schaffung des Amts eines Präsidenten

des Europäischen Rats, Erweiterung der
Kompetenzen des Hohen Vertreters für

Außen- und Sicherheitspolitik der EU.

1. Dezember 2009
Nach Problemen bei der Ratifi-
zierung des Lissabon-Vertrags

in mehreren Mitgliedstaaten
tritt das Abkommen in Kraft.

2010
Euro-Krise: Im Mai wird für 
Griechenland ein erstes Rettungs-
paket geschnürt, im Juni spannen 
die Euro-Länder einen Rettungs-
schirm (EFSF) mit einem Garantie-
volumen von 440 Mrd. €.

21. März 2011
Beschluss zur Einrichtung 
eines dauerhaften Krisen-
fonds (ESM) mit einem 
Volumen von 700 Mrd. €.
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tag gegen die Ratifizierung der Römi-
schen Verträge stimmten. Daran wird er
heute nicht so gern erinnert. Noch in den
siebziger Jahren stand er den europa -
politischen Ambitionen von Willy Brandt
skeptisch gegenüber, lange Zeit sah er
 sogar die Idee einer Europäischen Wäh-
rungsunion kritisch. Doch als Kanzler hat
er verstanden, dass die gemeinsame Wäh-
rung notwendig ist, und sich engagiert
für ihre Verwirklichung eingesetzt. 
SPIEGEL: Trauen Sie der Kanzlerin zu, dass
sie einen ähnlichen Weg beschreitet wie
einst Schmidt?
Loth: Ich weiß nicht, ob Merkel ihre Politik
des Auf-Sicht-Fahrens überwinden kann.
Die aktuelle Debatte um eine größere
weltpolitische Verantwortung Deutsch-
lands jedenfalls lässt mich zweifeln. Es
ist ja bemerkenswert, dass sich der Bundes -
präsident in einer solchen Debatte zu
Wort meldet, während die Kanzlerin bis
jetzt schweigt.
SPIEGEL: Wie beurteilen Sie Merkels Fä-
higkeit, Verhandlungspartner zu gewin-
nen, allen voran die Franzosen?
Loth: Grundsätzlich tut sich Merkel
schwer, politische Freundschaften zu in-
szenieren und für übergeordnete Zwecke
zu nutzen. Mit Blick auf Frankreich kann
man ihr diesen Vorwurf allerdings nur be-
grenzt machen. Das deutsch-französische
Tandem funktioniert auch deshalb nicht,
weil Präsident François Hollande schwach
ist. Trotzdem würden ein paar solidari-
sche Gesten von Merkel Hollande durch-
aus helfen, so wie Kohl das bei Mitterrand
gemacht hat und Schröder bei Chirac.
Aber so etwas kann Frau Merkel wohl
nicht.
SPIEGEL: Bleibt die Frage nach der Fähig-
keit, die Politik der Bevölkerung zu er-
klären.
Loth: Merkel hat bei den letzten Wahlen
beinahe eine absolute Mehrheit erlangt,
sie genießt gegenwärtig in der deutschen
Bevölkerung großes Vertrauen. Daran
wird sich meiner Meinung nach auch
durch weitere unpopuläre Entscheidun-
gen in der Europapolitik nichts grund -
legend ändern. Allerdings bleibt der euro -

papolitische Konsens in der deutschen
Gesellschaft schwach, wenn die Kanzlerin
die Zusammenhänge nicht besser erklärt.
Sie sollte aufpassen, dass sie nicht deut-
sche Vorurteile bedient.
SPIEGEL: Woran denken Sie dabei?
Loth: Statt zu suggerieren, es bedürfe kei-
ner weiteren Griechenland-Hilfe, sollte sie
sich an Finanzminister Wolfgang Schäuble
ein Vorbild nehmen. Der versucht zu er-
klären, warum es die Hilfen geben muss
und was die Deutschen davon haben.
SPIEGEL: Es gehört zum Selbstbild vieler
Deutscher, dass wir im Gegensatz zu den
anderen Nationen stets das europäische
Gemeinwohl im Blick haben. 
Loth: Das ist ein Mythos. Ob beim Agrar-
markt oder in der Zollpolitik oder in an-
deren Bereichen – die jeweiligen Bundes-
regierungen haben immer darauf geach-
tet, eigene Interessen durchzudrücken, so
wie die anderen Regierungen auch. 
SPIEGEL: Wie ist das in der Euro-Krise?
Loth: Die Aufrechterhaltung der Wäh-
rungsunion ist für kein Land so wichtig
wie für Deutschland. Würden wir den
Euro aufgeben, bräche unser Export zu-
sammen, ganz abgesehen von den deut-
schen Investitionen in den Krisenländern.
SPIEGEL: Aber wir halten uns doch für den
Zahlmeister Europas.
Loth: Die Bundesregierung hat nicht dafür
gezahlt, dass das Geld irgendwo konsu-
miert wurde, sondern es ging um Investi-
tionen für die Entwicklung wirtschafts-
schwacher Regionen. Das war langfristig
zum wirtschaftlichen und vor allem auch
politischen Vorteil der Deutschen. „Failing
states“ in den Randbereichen der EU
kann sich Deutschland nicht leisten. 
SPIEGEL: Merkels Unwille, die eigene Poli-
tik zu erklären, passe nicht mehr in die
Zeit, argumentieren Sie in Ihrem neuen
Buch. Die Zeit der technokratischen Ent-
wicklung der EU-Institutionen ohne Bür-
gerbeteiligung sei vorbei. Worauf beruht
diese Diagnose?
Loth: Weil die EU eine derart hohe Rege-
lungsdichte erreicht hat. Die Gründung
der EWG 1957 brachte für die Bevölke-
rung keine spürbare Änderung mit sich.

Für viele Deutsche spielte die EWG nur
in der Quizsendung „Einer wird gewin-
nen“ mit Hans-Joachim Kulenkampff
eine Rolle. Die EU kennt hingegen heute
jeder. Die Brüsseler Entscheidungen prä-
gen den Alltag, bis hin zur Frage, ob der
Anbau von Genmais erlaubt ist. Deshalb
fordern die Bürger zu Recht mehr Betei-
ligung. Insofern ist die Stärkung der Re-
präsentation der Bevölkerung in der euro -
päischen Konstruktion eine ganz dringen-
de Aufgabe, übrigens eine Aufgabe, die
schon Kohl erkannt hatte. 
SPIEGEL: Inwiefern?
Loth: Helmut Kohl hat im Vorfeld der
deutschen Einigung die Stärkung und den
Ausbau der politischen Union themati-
siert, und da ging es ihm im Wesentlichen
um eine Stärkung des europäischen Par-
laments, weil er als Innenpolitiker genau
gesehen hat, welcher Unmut sich da auf-
staut. Aber das war Ende der achtziger
Jahre, und er hat in dieser Hinsicht im
Maastricht-Vertrag nicht viel erreicht, so
dass wir das Problem noch immer haben.
SPIEGEL: Das ändert sich gerade. Wir be-
finden uns zu Beginn eines Europawahl-
kampfs, in dem erstmals Spitzenkandida-
ten grenzüberschreitend um das Amt des
Kommissionspräsidenten wetteifern.
Loth: Das ist ein großer Fortschritt hin zu
mehr politischer Legitimation. Bereits
jetzt wird über persönliche und politische
Alternativen diskutiert. Egal, wie das
nachher ausgeht, ist die Politik, die da-
nach gemacht wird, stärker legitimiert als
gegenwärtig. Vielleicht steigt sogar die
Wahlbeteiligung.
SPIEGEL: Von Merkel ist bekannt, dass sie
große Zweifel an dieser Art des Wahl-
kampfs hegt.
Loth: Der Wettkampf von Spitzenkandi-
daten wird dazu führen, dass die neue
EU-Kommission stärker politisiert wird.
Das mag vielen, die sich an die bisherige
Arbeitsweise gewöhnt haben, nicht beha-
gen. Aber das ist altes Denken. Es wird
den Herausforderungen von heute nicht
mehr gerecht.
SPIEGEL: Herr Professor, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.
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